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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Christine Schenk und der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/861 — 


Landschaftsschutzgebiet Tobeltal und Standortübungsplatz Lerchenfeid bei Ulm 


Seit vielen Jahren gibt es Unmut unter der Bevölkerung rund um den 
Standortübungsplatz Lerchenfeld bei Ulm, da die Bundeswehr entgegen 
der eindeutig aus öffentiich zugänghchem Kartenmaterial (vgl. topogra- 
phische Karten 1:25 000 des Landesvermessungsamtes und rechtsgül- 
tiger Flächennutzungsplan der Stadt Ulm) hervorgehende Grenzzie- 
hung des Standortübungsplatzes Lerchenfeld mittlerweile durch die 
Beschüderung das unter Landschaftsschutz stehende „Tobeltal" in „Be- 
sitz" genommen hat und militärisch nutzt. 

Dies hat zur Folge, daß Bürgerinnen und Bürgern das Betreten dieser 
Flächen untersagt wird imd die dort angelegten Wege der Naherholung 
entzogen wurden und teilweise zerstört sind. Außerdem wird die Land- 
schaftsfläche zwischen der tatsächhchen und der gezeichneten Grenz- 
linie ökologisch beeinträchtigt und die Diskussion um die Erweiterung 
des Standortübungsplatzes auf der Basis falsch markierter Grenzen ge- 
führt. 

1. Wo verläuft die exakte Grenze des Standortübungsplatzes Lerchen- 
feld (mit Kartenausschnitt) und auf welcher Grundlage steht diese 
Grenzziehung (welche Verordnung, Datum, zuständige Behörde)? 


Den Grenzverlauf des Standortübungsplatzes Ulm-Lerchenfeld 
bitte ich der als Anlage*) beigefügten Karte zu entnehmen. Von 
der nördlich von Mähringen mit gelber Farbe gekennzeichneten 
„Insel" gehört nur der rechte (östhche) Teil zum Standortübungs- 
platz; der Rest ist städtisches Gelände und wird nicht beübt. 


*) Eine Kopie der Anlage wurde an die Erstunterzeichnerin der Kleinen Anfrage 
übersandt Das Original kann im Parlamentssekretariat, Deutscher Bundestag, 
Raum A51, eingesehen werden. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Parlamentarischen Staatssekretärs beim 
Bundesminister der Verteidigung vom 16. Juli 1991 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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Die Grenzziehung beruht auf der Verwaltungs Vereinbarung mit 
dem Land Baden-Württemberg vom 25. /27. November 1968, die 
auf Initiative des Landes im Zusammenhang mit Grundstückstau- 
schen anläßlich des Neubaues der Universitätskliniken auf dem 
Oberen Eselsberg erforderlich wurde. 

Die Bundeswehr nutzte den Übungsplatz zunächst nur mit, da 
Hauptnutzer die US-Streitkräfte waren. Durch Verwaltungs Ver- 
einbarung vom 21. /27. März 1975 mit der Bundesvermögensver- 
waltung gingen die Flächen in das Ressortvermögen des Bundes- 
ministers der Verteidigung über. 


2. Sollte die Grenze nach Meinung der Bundesregierung tatsächlich 
westhch vom Tobeltal verlaufen (und damit die öffentlich zugäng- 
lichen Karten und der Flächennutzungsplan der Stadt Ulm falsch 
sein) 

a) durch welchen rechtswirksamen Verwaltungsakt wurde das 
Tobeltal als Standortübungsplatz bezeichnet? 

b) Wann und aufgrund welches Verwaltungsaktes wurde das seit 
1938 (mit Bestätigung vom 28. Januar 1954 durch die Verordnung 
zum Schutz des Blautales und seiner Nebentäier) unter Land- 
schaftsschutz stehende Tobeltai aus dieser Verordnung heraus- 
genommen und somit eine militärische Nutzung ermöglicht? 

c) Wenn es einen solchen Verwaltungs akt nicht gibt, warum finden 
dann die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes und des 
Naturschutzgesetzes von Baden-Württemberg keine Anwen- 
dung, nach denen es nicht erlaubt wäre einen regelmäßigen mili- 
tärischen Übungsbetrieb durchzuführen? 

d) Welches Verfahren wäre notwendig gewesen, um ein bundes- 
eigenes Gelände - wie dies zum großen Teü auf das Tobeltai 
zutrifft - welches als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen ist, 
zum militärischen Übungsplatz umzuwidmen? 


a) Eine Bezeichnung in der Rechtsform eines Verwaltungsaktes 
war nach der damaligen Rechtslage nicht erforderlich. Die im 
Tobeltai gelegenen Tauschflächen wurden im Einvernehmen 
mit dem Land Baden-Württemberg und der Gemeinde Mährin- 
gen als Standortübungsgelände erworben. 

b) Die im Landbeschaffungsgesetz vorgesehene Anhörung der 
Landesregierung ist in dem Verfahren zum Abschluß der Ver- 
waltungsvereinbarung vom 25. /27. November 1968 erfolgt. In 
diesem Verfahren hatten die Landesregierung und die betroffe- 
nen Gemeinden hinreichend Gelegenheit, alle von dem Vor- 
haben betroffenen öffentlichen Belange zu prüfen und abzu- 
wägen. Das gilt auch für die Belange des Natur- und Land- 
schaftsschutzes. Mit dem Abschluß der Verwaltungs Verein- 
barung wurde der Bundeswehr das Recht eingeräumt, das 
Tobeltai zu Übungszwecken zu nutzen. 

Das Landesnaturschutzgesetz vom 21. Oktober 1975 (wie im 
übrigen auch das Bundesnaturschutzgesetz) legten fest, daß 
der Verteidigungszweck eines Grundstückes, das bei Inkraft- 
treten des Naturschutzgesetzes bereits hierfür genutzt wurde, 
nicht beeinträchtigt werden darf. 

c) Trifft nicht zu. 

d) Soll ein Natur- oder Landschaftsschutzgebiet für Verteidi- 
gungszwecke genutzt werden, so ist, wie für die Nutzung eines 
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anderen Geländes, die Landesregierung zu hören. Deren Stel- 
lungnahme bezieht sich, wie bereits oben erwähnt, auch auf 
die Belange des Naturschutzes. 


3. Ist die Erweiterung des Standortübungsplatzes Lerchenfeld endgül- 
tig vom Tisch? 

Wenn ja, ist damit auch das laufende Anhörungsverfahren nach dem 
Landschaftsschutzgesetz beendet? 

WtJiin nein, wann rechnet die Bundesregierung mit einer endgül- 
tigen Entscheidung? 

Wird die Entscheidung den Betroffenen (den Gemeinden, der Stadt 
Ulm und der Bürgeraktion Lerchenfeld/Tobeltal) schrifthch mitge- 
teilt? 


Aufgrund der derzeitigen Stationierungsplanung im Rahmen der 
künftigen Struktur des Heeres in den Standorten Ulm und Dorn- 
stadt wäre eine Erweiterung des Standortübungsplatzes Ulm- 
Lerchenfeld nicht mehr erforderlich. Diese Planung ist jedoch 
noch nicht endgültig. Somit kann heute ein Verzicht auf Erweite- 
rung noch nicht erklärt werden. 

Die Bundesregierung rechnet damit, daß im August 1991 die 
abschließende Entscheidung über die Stationierung im Standort 
Ulm/Dornstadt fällt. 

Die Landesregierung - als Träger des Anhörungsverfahrens nach 
dem Landbeschaffungsgesetz - wird über das Ergebnis und die 
Beendigung bzw. die Fortführung der Landbeschaffung zur Er- 
weiterung des Standortübungsplatzes Ulm-Lerchenfeld schriftlich 
unterrichtet werden. Eine unmittelbare Beteiligung Dritter ist 
nicht beabsichtigt. 


4. Weiche Veränderungen bringt die Neustrukturierung der Bundes- 
wehr für den Raum Ulm (Welche Kasernen stehen zur Disposition, 
werden Wohnungen frei . . .)? 


Eine Aussage zu möglichen Veränderungen infrastruktureller Art 
und auf dem Gebiet des Wohnungswesens kann erst nach ab- 
schließender Entscheidung über die Stationierung und die sich 
daraus ergebenden Veränderungen im Bereich der Bundeswehr- 
verwaltung getroffen werden. 
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